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Vorbemerkungen  
 

>>Der Verstand schafft die Wahrheit nicht, sondern er findet sie vor.<< (Aurelius Augusti-
nus) 

In diesem Dokumentarbericht über die Nachkriegskatastrophen der Deutschen geht es vor 
allem um die ungesühnten Verbrechen, die sich nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wäh-
rend der sog. "Friedenszeit" ereigneten.  
Für die meisten Deutschen ist es sicherlich erstaunlich, aber diese Katastrophen der Reichs- 
und Volksdeutschen gehören zweifelsfrei zu den bestdokumentierten Episoden der deutschen 
Geschichte. Das Bundesarchiv Koblenz verfügt z.B. nach jahrzehntelanger Sammlungstätig-
keit über außergewöhnlich reichhaltige "Ost-Dokumentationen". Diese Archivalien sind so-
wohl quantitativ als auch qualitativ einzigartige Quellen. 
Im Jahre 1950 beauftragte die deutsche Bundesregierung bekannte Historiker, die Flucht und 
Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen wahrheitsgemäß und ausführlich für die Nach-
welt aufzuarbeiten. Das Gesamtwerk wurde schließlich in den Jahren 1954-61 fertiggestellt 
und dem Bundesministerium für Vertriebene übergeben. Diese amtliche "Dokumentation der 
Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa" war im Jahre 1984 erstmalig im Deutschen 
Taschenbuch Verlag (dtv; München) erhältlich und umfaßt insgesamt 8 Bände.  
Wer diese erschütternden Dokumente gelesen hat, wird sicherlich verstehen, warum die deut-
sche Bundesregierung erst nach 30 Jahren einer (unfreiwilligen) Veröffentlichung zustimmte. 
Um die Nachkriegskatastrophen der Deutschen in Ost-Mitteleuropa realistisch darzustellen, 
wurden die Ereignisse durch amtliche Dokumentationen, Erlebnisberichte der unmittelbar 
Betroffenen und durch historische Publikationen ergänzt.  
Die einleitenden Dokumentationen des Bundesministeriums für Vertriebene sollen zunächst 
einen Überblick über die damalige Situation vermitteln. Die tragischen Ereignisse wurden 
nach bestem Wissen und Gewissen schlicht und sachlich geschildert, wie sie damals wirklich 
geschehen sind. Besonders grauenvolle Schilderungen wurden grundsätzlich nicht berücksich-
tigt, denn die Erlebnisberichte über "normale Gewalttaten" waren schon schlimm genug. 
Wenn Sie zu den Menschen gehören, denen das Elend, die Not und der Tod von ungezählten 
Ost- und Volksdeutschen nicht gleichgültig ist, sollten Sie dieses Buch aufmerksam lesen. 
Diese unsägliche Tragödie darf niemals vergessen werden, denn Tausende von unschuldigen 
Opfern klagen die Unmenschlichkeit an und fordern Gerechtigkeit. Sie verlangen eine wahr-
heitsgetreue Vergangenheitsbewältigung und mahnen künftige Generationen zum Frieden.  
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Das Schicksal der deutschen Bevölkerung in Ost-Mitteleuropa nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges bis zur Vertreibung  
 
Lebensverhältnisse nach der "sowjetischen Befreiungsmission" 

>>Den ... Erschlagenen ging es besser als denen, die vor Hunger starben, die verschmachte-
ten und umkamen ...<< (Klagelieder 4, 9) 

Nach dem sowjetischen Einmarsch brach das bisherige Leben der Deutschen vollkommen 
zusammen. In den meisten ostdeutschen Dörfern und Städten gab es gewöhnlich weder Strom, 
Gas noch Wasser, da man fast alle Versorgungsbetriebe und Anlagen gesprengt, zerstört oder 
stillgelegt hatte. Die wenigen Brunnen konnten den Trinkwasserbedarf nicht decken, so daß 
vielerorts großer Wassermangel herrschte. 
Die verstörte Bevölkerung traute sich nur selten auf die Straße, da andauernd irgendwelche 
Marodeure oder Plünderer durch die Ortschaften zogen. Man verließ die Quartiere nur, falls es 
unbedingt erforderlich war. Um Gewalttaten und Mißhandlungen zu entgehen, flüchteten 
manche Frauen und Mädchen in unzugängliche Wälder, Moore und Sumpfgebiete. Durst, 
Hunger und Kälte trieben die Verfolgten jedoch schon bald in die Ortschaften zurück.  
Das Elend war niederschmetternd, aber die geschundenen Menschen gaben nicht auf. Nun 
hieß es, neuen Mut zu schöpfen. Trotz aller Verzweiflung und ungeachtet der chaotischen 
Verhältnisse begannen überall Aufräumungsarbeiten. Tagelang wurden verschmutzte und 
verwüstete Unterkünfte aufgeräumt, gereinigt, instand gesetzt und wieder bewohnbar ge-
macht. Anschließend suchte man brauchbare Möbel und Hausratgegenstände aus den Trüm-
mern. Diese mühseligen Arbeiten waren jedoch vergeblich, denn kaum hatten die Deutschen 
halbwegs aufgeräumt, tauchten gewöhnlich sowjetische Besatzungstruppen, slawische Zivili-
sten oder Umsiedler auf, die unentwegt gebrauchsfähige Gegenstände raubten bzw. Unter-
künfte beschlagnahmten.  
Fast jeder rechnete damals mit einer schweren Besatzungszeit, aber die besiegten Deutschen 
dachten immer noch, daß sie es trotzdem wieder irgendwie schaffen würden. Das Leben muß-
te doch schließlich weitergehen. Da es seit Menschengedenken zu den Aufgaben der Bauern 
zählte, die Bevölkerung mit Lebensmitteln zu versorgen, gingen die hartgesottenen Ostsiedler 
unverzüglich an die Arbeit. Oftmals hatte man bereits alle Zugtiere und Maschinen geraubt, so 
daß die Bauern unverdrossen zu Spaten und Schaufeln greifen mußten, wenn sie Pflanzkartof-
feln und Sommergetreide in die Erde bringen wollten. 
Nach dem Kriegsende standen zunächst sämtliche Gebiete östlich der Oder und Neiße unter 
sowjetischer Verwaltung. Die Armeeführung der Roten Armee verhängte in den Besatzungs-
gebieten zwar drakonische Strafen, aber es dauerte nicht selten Wochen und z.T. sogar Mona-
te, bis die Gewalttaten endlich aufhörten.  
Die deutsche Landbevölkerung war besonders gefährdet, weil es dort nur wenige sowjetische 
Kommandanturen gab. Hier waren die Deutschen eigentlich nur geschützt, wenn sie bei so-
wjetischen Offizieren oder in bewachten Kolchosen arbeiteten. In den Nächten war es natur-
gemäß am schlimmsten. Jede Nacht brachte neue Schrecken, Schießereien und Überfälle. Am 
Tag war ebenfalls kein Deutscher sicher. Überall lauerte der Tod. Manche Zivilisten wurden 
auf offener Straße ermordet, weil sie sich weigerten, Mäntel oder Strickjacken abzugeben. 
Im Verlauf der Besatzung veränderte sich allmählich die feindliche Haltung der Sowjets. Vor 
allem ältere Soldaten schritten energisch gegen Gewalt- und Terrorakte ein und beschützten 
die Deutschen. Oftmals schenkten sie den Hungrigen und Kranken auch Lebensmittel oder 
Medikamente. Diese persönlichen Hilfeleistungen gaben den Deutschen zwar neuen Lebens-
mut, aber es änderte nichts an ihrer aussichtslosen, rechtlosen Lage. Viele wanderten später in 
grenznahe Dörfer und Städte, um die Austreibung über sich ergehen zu lassen. 
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Plünderungen und Zerstörungen 

>>Sie fanden Vieh in Menge und Güter und Kleider und kostbare Geräte und nahmen sich 
so viel weg, daß es kaum zu tragen war, und teilten drei Tage die Beute aus; denn es war 
viel.<< (2. Chronik 20, 25) 

Zur vollständigen Räumung der deutschen Ostprovinzen setzten die sowjetischen Besatzer 
z.T. spezielle Arbeits- bzw. Reparationskolonnen ein, die das gesamte Privat- und Staatsei-
gentum der Deutschen einsammelten, demontierten und abtransportierten. Die Reparations-
kommandos beteiligten sich gewöhnlich nicht an den schweren Demontage- und Transportar-
beiten. Sie erteilten nur Befehle und ließen die deutschen Zwangsarbeiter schuften.  
Vollbeladene Lastkraftwagen und Güterzüge brachten die Kriegsbeute täglich in die Sowjet-
union. Nach und nach wurden sämtliche beweglichen Gegenstände (Landmaschinen, Acker-
geräte, Getreidevorräte, Möbel, Fahrräder, Radios, Fotoapparate, Klaviere, Betten, Wäsche, 
Kleidung, Schuhe u.a.) abtransportiert.  
Zum Abschluß folgten die Demontage und der Abtransport aller Maschinen und Einrich-
tungsgegenstände der Industrie- und Versorgungsbetriebe, Verkehrseinrichtungen, Handelsun-
ternehmen und der Geschäfte. Die Demontage- und Plünderungstrupps erfaßten manchmal 
sogar unbewegliche Gegenstände, die man gewöhnlich als "niet- und nagelfest" bezeichnete 
(wie z.B. Holzfußböden, Türzargen, Fenster, Holztreppen, Strom- und Wasserleitungen, Klo-
settanlagen, Waschbecken oder Badewannen).  
Für viele sowjetische Reparationsbeauftragte zählte vor allem die Masse und nicht die Quali-
tät der Plünderungsgüter. Im Verlauf der Demontagen und Transporte wurde vielfach un-
ordentlich und schlampig gearbeitet, so daß zahllose wertvolle Maschinen und Einrichtungs-
gegenstände völlig ruiniert und zerstört wurden.  
Die Landwirtschaft wurde sträflich vernachlässigt. Es wurde nicht gesät, sondern nur geerntet. 
Das wertvolle Zuchtvieh wurde größtenteils planlos abgeschlachtet oder es fiel Seuchen zum 
Opfer, die sich wegen mangelnder Pflege der Tiere überall ausbreiteten.  
Zur sowjetischen "Kultur" gehörte natürlich auch die "Bequemlichkeit". Falls Brennholz be-
nötigt wurde, holte man es nicht aus den nahen Wäldern, sondern die Rotarmisten verheizten 
kurzerhand Tragbalken und Fußbodenbretter der Scheunen und Wohnhäuser. Nicht wenige 
Gebäude, die man gerade notdürftig instand gesetzt hatte, wurden kurzerhand abgerissen und 
verfeuert. Bevor die sowjetischen Besatzungstruppen Ostdeutschland räumten, machten sie 
schließlich vielerorts "reinen Tisch", d.h. sie schlugen alles "kurz und klein". 
Nach dem Abzug der sowjetischen Reparationskolonnen (Oktober 1945) tauchten urplötzlich 
Tausende von polnischen "Umsiedlern" und Geschäftemachern in den "Wiedergewonnenen 
Gebieten" auf. Sie führten vielerorts "peinliche Restdemontagen" durch und verschwanden 
anschließend wieder nach Polen. 
Die sowjetischen Plünderungs- und Zerstörungsaktionen erschienen im ersten Moment plan- 
und sinnlos. Für den informierten Beobachter war es jedoch offensichtlich, daß es sich bei der 
Ausplünderung und Verwüstung der deutschen Ostgebiete, die vereinbarungsgemäß von den 
Polen übernommen werden sollten, um staatlich gelenkte Aktionen handelte. Nach Stalins 
Plänen sollten die Polen außer dem Grund und Boden der Deutschen keine weitere Kriegsbeu-
te erhalten. Das Ausmaß der systematischen Plünderungen und Zerstörungen war geradezu 
unvorstellbar. Nach äußerst schwierigen Verhandlungen gelang es den Polen, wenigstens die 
Anlagen und Maschinen des oberschlesischen Industriegebietes zu retten.  
In der Tschechoslowakei erhielten die sowjetischen Truppen kein unbegrenztes Plünderungs-
recht, deshalb blieb das Sudetenland bis auf wenige Ausnahmen von sowjetischen Plünderun-
gen und Zerstörungen verschont. Die Sudetendeutschen wurden jedoch später durch Tsche-
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chen und Slowaken vollständig ausgeplündert.   
 
Zerstörung der Lebensgrundlagen der deutschen Bevölkerung in Ost-Mitteleuropa nach 
Beendigung der sowjetischen Militärverwaltung 

>>Den Ertrag deines Ackers und alle deine Arbeit wird ein Volk verzehren, das du nicht 
kennst, und du wirst geplagt und geschunden werden dein Leben lang und wirst wahnsinnig 
werden bei dem, was deine Augen sehen müssen.<< (5. Mose 28, 33-34) 

Bis zum Abzug der sowjetischen Truppen herrschten in Jugoslawien, Polen, in der Tschecho-
slowakei und in Ostdeutschland monatelang chaotische Verhältnisse, weil einheimische Be-
hörden und Milizeinheiten ständig versuchten, die Befehlsgewalt auszuüben. Infolge der un-
terschiedlichen Anordnungen und Befehle gab es dauernd Überschneidungen, so daß die 
Deutschen zusätzlich schikaniert und verunsichert wurden. Zwischen den Russen und Polen 
ereigneten sich häufig Auseinandersetzungen, die nicht selten mit wilden Schießereien ende-
ten. Viele Polen haßten ihre sowjetischen Befreier, weil sie nach Stalins Anordnungen die 
deutschen Ostgebiete systematisch ausplünderten und verwüsteten.  
In den deutschen Ostgebieten wurde die sowjetische Besatzungszeit im Herbst 1945 beendet 
(Ausnahme: Nord-Ostpreußen). Nach dem sowjetischen Abzug führte man in den "befreiten 
Gebieten" gnadenlose Pauschalabrechnungen durch. Es handelte sich damals meistens nicht 
um spontane Ausschreitungen oder persönliche Racheakte, sondern mehrheitlich um staatlich 
gelenkte "Säuberungsaktionen". Viele Gewalttaten und Verfolgungen wurden nachweislich 
durch unverantwortliche staatliche Propagandamaßnahmen beeinflußt und gefördert. In Rund-
funkansprachen, Zeitungen, Bekanntmachungen und öffentlichen Veranstaltungen schürte 
man den radikalen Nationalismus und forderte zur kollektiven Bestrafung aller deutschen 
"Landesverräter" auf.  
In Jugoslawien, Polen und in der Tschechoslowakei setzten die neuen Machthaber ihre bishe-
rigen Verfolgungsmaßnahmen systematisch fort und nutzten außerdem die "bewährten" NS-
Terrormethoden der "Juden- und Fremdarbeiterpolitik". Die Deutschen mußten z.B. weiße 
Armbinden oder Hakenkreuze sichtbar auf ihrer Kleidung tragen, um sie öffentlich zu ver-
höhnen und zu erniedrigen. Fanatische Zivilisten mißhandelten die Geächteten gelegentlich 
auf "offener Straße" und rissen ihnen sogar oft die Kleidung vom Leib.  
Da die neuen Machthaber nicht genügend disziplinierte Truppen und Polizeikräfte besaßen, 
übertrug man den "Schutz der öffentlichen Sicherheit" zunächst an Milizen. In jede Stadt und 
in jedes größere Dorf wurden "Milizkommandanten" entsandt, um die sowjetischen Besat-
zungstruppen zu ersetzen. Manche Milizkommandanten waren fragwürdige Gestalten. Die 
Milizen setzten sich überwiegend aus 18-20jährigen Zivilisten zusammen, die schnell erkann-
ten, daß Raub und Plünderung des deutschen Eigentums behördlich gefördert bzw. unterstützt 
wurden.  
Die Milizangehörigen, Partisanen und Geheimpolizisten waren damals die Herren über Leben 
und Tod. Sie waren überall unumschränkte Machthaber und terrorisierten die deutschen Ein-
wohner. Da die Milizen keinen Sold erhielten, mußten sie sich selbst versorgen und führten 
unentwegt Raubzüge durch. Das gesamte Eigentum der "Staatsfeinde" wurde "beschlag-
nahmt", so daß die Ost- und Volksdeutschen schnell zu Bettlern wurden. Nachdem die Mili-
zen Kommandanturen errichtet hatten, drangen immer mehr slawische Zivilisten in die deut-
schen Siedlungsgebiete ein.  
Die Geheimpolizei und Partisanen arbeiteten gewöhnlich mit den örtlichen Milizkommandan-
ten zusammen, wenn es darum ging, die Deutschen mit schonungsloser Willkür und extremer 
Brutalität zu verfolgen. In der CSR wurden z.B. vermeintliche NS-Verbrecher von Partisanen 
und Milizen auf Markt- oder Sportplätzen zusammengetrieben, brutal mißhandelt und z.T. 
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sogar öffentlich hingerichtet (x010/44). Erst in den Jahren 1946-1947 ließ die Schreckens-
herrschaft der Geheimpolizei und Milizen allmählich nach. 
Die arbeitsfähige deutsche Bevölkerung wurde zwangsweise zum Arbeitseinsatz herangezo-
gen. Sogar 8- bis 10jährige Kinder mußten Vieh hüten, Gespanne fahren oder andere leichte 
Arbeiten erledigen.  
Obgleich die Deutschen schwerste Zwangsarbeiten leisten mußten, rissen sie sich um fast jede 
Arbeit, denn ohne Arbeit gab es keine Verpflegung. Wer nicht verhungern wollte, mußte ar-
beiten. In den Sommermonaten betrug die tägliche Arbeitszeit oftmals bis zu 15 Stunden. 
Während der Erntezeit wurde vom Sonnenaufgang bis zum Einbruch der Dunkelheit gearbei-
tet. Sonn- und Feiertage waren für die Deutschen "normale Arbeitstage".  
Viele Zwangsarbeiter mußten ekelhafte und qualvolle Arbeiten ausführen. Besonders ab-
scheulich war die Bergung und Bestattung der Leichen und Tierkadaver, die bereits seit Wo-
chen und Monaten in den Ortschaften, an den Landstraßen oder auf den Feldern und Wiesen 
lagen. Diese grauenvollen, gesundheitsgefährdenden Arbeiten dauerten manchmal mehrere 
Wochen. Während der schweren körperlichen Arbeit kam es täglich vor, daß kranke und er-
schöpfte Arbeitskräfte nach Schwächeanfällen zusammenbrachen.  
Infolge der unmenschlichen Lebensbedingungen brachen schon bald verheerende Epidemien 
aus. In jener Zeit führte man Beerdigungen nur noch ohne Särge durch. Die Toten wurden 
notdürftig in Kohlen- oder Kartoffelsäcke gepackt und in Massengräbern bestattet.  
Nach der täglichen Zwangsarbeit durchsuchten hungrige Menschen leerstehende Häuser, Kel-
ler und Kartoffelmieten oder streiften durch Wälder und über Felder, um irgendwelche eßba-
ren Dinge zu ergattern. Für die Frauen war es besonders schwer, ihre Kinder und ge-
brechlichen Eltern zu ernähren, denn obwohl sie selbst unterernährt waren und hungerten, 
mußten sie jeden Tag schwere Zwangsarbeiten leisten. Falls die Deutschen nicht mehr arbei-
ten konnten, waren sie zwangsläufig dem Hungertod ausgeliefert. Da Kinder und alte Men-
schen im allgemeinen keine Lebensmittel erhielten, starben sie reihenweise. Nachdem man 
die letzten Vorräte geplündert hatte, wurde die Ernährungslage immer dramatischer.  
Die Lebensverhältnisse der zurückgebliebenen Deutschen in Ostmitteleuropa wurden durch 
grenzenloses Leid und unendliche Not geprägt. Fast alle Deutschen vegetierten unter men-
schenunwürdigen Lebensbedingungen. Ihr trostloses Sklavendasein zeichnete sich durch abso-
lute Rechtlosigkeit aus. In dieser erbarmungslosen Zeit rückten alle verfolgten Deutschen eng 
zusammen. Man half sich nach besten Kräften, wo immer es möglich war. Standesunterschie-
de gab es nicht mehr. 
Bis zur gewaltsamen Vertreibung mußten die Verfolgten unfaßbare Racheakte und Gewalt-
taten über sich ergehen lassen. Diese monatelange, vielfach sogar jahrelange Schreckenszeit, 
in der die verfolgten Deutschen unglaubliche Schikanen, schwerste Mißhandlungen, Lager-
greuel, harte Zwangsarbeit, Hunger, Krankheiten, Not und hoffnungslose Verelendung über-
stehen mußten, zerbrach auch den härtesten Willen der Menschen. Zum Schluß waren die Ost- 
und Volksdeutschen sogar froh, als man sie bettelarm aus ihrer Heimat jagte. 
 
Massenverhaftungen, Zwangsarbeit und Internierungslager 

>>Herr, erhöre mein Gebet, vernimm mein Flehen ... Denn der Feind verfolgt meine Seele 
und schlägt mein Leben zu Boden, er legt mich ins Finstere wie die, die lange schon tot 
sind.<< (Psalm 143, 3) 

Nach Abschluß der militärischen Aktionen inhaftierte man alle "verdächtigen Deutschen" 
vorübergehend in Zuchthäusern und Gefängnissen oder transportierte sie nach der "Entnazifi-
zierung" in hoffnungslos überfüllte Internierungs- bzw. Zwangsarbeitslager (z.T. handelte es 
sich um ehemalige NS-Konzentrationslager). Hunderttausende von Unschuldigen fielen plan-



 7 

mäßigen Massenverhaftungen zum Opfer.  
Die Internierungslager in Ost-Mitteleuropa waren nicht selten regelrechte Seuchenhöllen, 
Hungerquartiere und Sterbelager, so daß die Deutschen "wie die Fliegen" starben. In den In-
ternierungslagern gab es mehrheitlich nur Hungerrationen, weil große Teile der Lebensmittel-
lieferungen von den Lagerleitungen oder dem Wachpersonal unterschlagen wurden.  
Willkürliche Übergriffe waren an der Tagesordnung. Angst, Hunger und Not bestimmten die 
Haftzeit der Internierten. Verstöße gegen die Lagerordnung wurden vielerorts mit Prügelstra-
fen oder Bunkerhaft geahndet. Während der Bunkerhaft mußten die Häftlinge meistens auf 
dem blanken Betonboden zubringen und erhielten häufig tagelang kein Wasser und keine 
Verpflegung. 
Eine ausreichende medizinische Betreuung existierte nur sehr selten. Während der Sommer-
monate wurden die hilflosen Menschen von Flöhen, Wanzen, Läusen und anderem Ungeziefer 
bis aufs Blut gequält.  
Ständige Mißhandlungen, mangelhafte Unterkünfte, ungenügende Verpflegung und große 
Epidemien forderten ungezählte Opfer. Aufgrund der katastrophalen hygienischen Zustände 
und unzureichenden Ernährung brachen in den Lagern verheerende Seuchen und Ungeziefer-
plagen aus.  
Obwohl Ärzte unter den Inhaftierten waren, konnten sie nicht helfen, denn im allgemeinen 
gab es weder Medikamente noch Verbandsmaterial. In vielen Zellen lagen Kranke, Sterbende 
und Tote. Im Jahre 1945 kamen z.B. im sowjetischen Deportationslager Preußisch Eylau min-
destens 6.000-7.000 (ca. 50 %) der deutschen Gefangenen durch Hungertyphus und Krankhei-
ten um (x010/33). Im sowjetischen Zentralgefängnis Graudenz erlagen sogar etwa 5.000, der 
rd. 8.000 Inhaftierten, den Ruhr- und Flecktyphusepidemien (x010/34).  
Im Winter litten die abgemagerten Lagerinsassen unter der großen Kälte. Da die inhaftierten 
Deutschen durch den ständigen Hunger geschwächt waren und kaum Winterkleidung oder 
Heizmaterial besaßen, starben in den außerordentlich harten Wintermonaten der Jahre 1946 
und 1947 ungezählte Inhaftierte. In den gefürchteten Konzentrationslagern für Alte, Kranke 
und Arbeitsunfähige verzeichnete man besonders hohe Sterblicheitsraten.  
Obgleich die deutschen Häftlinge völlig unzureichend ernährt wurden, mußten sie täglich 
schwere Zwangsarbeiten verrichten. In den Lagern fanden gewöhnlich regelrechte Sklaven-
märkte statt. Der Andrang war sehr groß, denn man konnte die deutschen Arbeitssklaven für 
geringe Geldbeträge ausleihen. Wer Hunger, Krankheit, Kälte und sonstige Strapazen überleb-
te, kämpfte täglich verzweifelt, um die schwere Zwangsarbeit oder den harten Lageralltag zu 
überstehen.  
In den Zwangsarbeitslagern (Polen = 1.255 Lager, Tschechoslowakei = 846 Arbeits- und 
Straflager, Jugoslawien = ca. 1.500 Lager und Gefängnisse) wurden häufig die berüchtigten 
NS-Methoden imitiert. Manche Juden, die nach ihrer Befreiung wieder im KZ Theresienstadt 
inhaftiert wurden, berichteten, daß die Essenrationen im Juli 1945 um 50 % niedriger waren 
als im Dezember 1944.  
Durch die jahrelange Unterernährung und die unmenschlichen Haftstrapazen wurden Tausen-
de von Reichs- und Volksdeutschen nicht nur physisch, sondern auch psychisch ruiniert. 



 8 

Das Schicksal der deutschen Bevölkerung in den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über das Schicksal der deutschen Bevölkerung östlich von Oder und Neiße unter sowjetisch-
polnischer Herrschaft (x001/87E-100E): >>... Der Einfall der Roten Armee nach Ostdeutsch-
land hatte zur Folge gehabt, daß über die Hälfte der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
östlich von Oder und Neiße nach Mittel- und Westdeutschland verdrängt worden war. Die 
Millionen von Deutschen, die durch die Flucht vor der Roten Armee die Heimat verlassen 
mußten, hatten an den Folgen der Vertreibung noch lange schwer zu tragen, und noch heute 
haben sie unter der Besitz- und Heimatlosigkeit zu leiden. Dennoch blieb ihnen wenigstens 
das schwerere Schicksal der Deutschen erspart, die im Frühjahr und Sommer 1945 unter so-
wjetische und polnische Herrschaft gekommen waren.  
Auch diesen über 5 Millionen Ostdeutschen, die den Einzug der sowjetischen Truppen in ih-
rem Lande erlebten oder nach dem Ende der Kampfhandlungen dorthin zurückgekehrt waren, 
ist der Verlust ihrer angestammten Heimat nicht erspart geblieben, nur traf sie dieses Schick-
sal später, und der Weg dahin gestaltete sich für sie unvergleichlich schwerer. Ehe sie mit nur 
wenigem Handgepäck ihre Heimat verlassen mußten, lebten sie lange Monate und manchmal 
Jahre unter russischer oder polnischer Herrschaft im Zustande völliger Rechtlosigkeit unter 
menschenunwürdigen Lebensbedingungen, die ihnen schließlich die Austreibung, wenn sie 
sie noch erlebten, als Erlösung von unsagbaren Leiden erscheinen ließ. 
Im Gesamtvorgang der Vertreibung der ostdeutschen Bevölkerung muß dem Schicksal der 
Deutschen in den Jahren der russisch-polnischen Herrschaft deshalb besondere Aufmerksam-
keit geschenkt werden. Sowohl die Flucht, die am Beginn des Vertreibungsprozesses stand, 
wie die Ausweisung als sein Ende würden weitgehend unverständlich bleiben und nicht hin-
reichend zu erklären sein ohne Betrachtung der dazwischen liegenden Zeit, die die Deutschen 
jenseits von Oder und Neiße seit 1945 unter der Herrschaft der Russen und Polen in ihrer 
Heimat erlebten. 
Nachdem Deutschland militärisch besiegt war, entwickelte sich die Lage in den deutschen 
Ostgebieten, in Danzig und in Polen für die dort lebende deutsche Bevölkerung sehr unter-
schiedlich. 
Völlig abgesondert von den übrigen ostdeutschen Provinzen wurde der Nordteil von Ostpreu-
ßen, der durch die Potsdamer Beschlüsse der Alliierten unter die Verwaltung der UdSSR, ge-
stellt worden war. Im Unterschied zu diesem Gebiet erlebte die deutsche Bevölkerung im süd-
lichen Ostpreußen, in Danzig, Ostpommern, Ostbrandenburg und Schlesien zunächst zwar 
ebenfalls mehrere Monate oder zumindest einige Wochen russischer Besatzung, kam aber 
später unter polnische Verwaltungshoheit.  
Ein wiederum anderes Los traf die Deutschen in den alten polnischen Gebieten, die ohne vo-
rübergehende russische Besatzungszeit sofort nach Ende der Kampfhandlungen in den wie-
dererrichteten polnischen Staat zurückgegliedert wurden. 
Für die Darstellung empfiehlt es sich deshalb, zuerst die Hergänge im nördlichen Ostpreußen, 
dann die Entwicklung in den übrigen ostdeutschen Reichsgebieten und schließlich das Schick-
sal der Deutschen im polnischen Staatsgebiet zu betrachten. ...<< 
Das Schicksal der Deutschen im sowjetisch verwalteten Teil Ostpreußens 
Schon im Februar 1945 waren die Alliierten in Jalta übereingekommen, daß ein Teil Ostpreu-
ßens der Sowjet-Union zugesprochen werden solle. Dieser Übereinkunft wurde im Potsdamer 
Abkommen Rechnung getragen durch den Beschluß, den nördlichen Teil Ostpreußens mit 
Königsberg unter die Verwaltung der UdSSR zu stellen. Die angloamerikanischen Mächte 
bekräftigten diese Abmachung durch ihre gemeinsame Zusage, die Übertragung dieses Gebie-
tes an Rußland bei der Friedensregelung zu unterstützen.  
Als Grenze zwischen dem sowjetisch verwalteten und dem polnisch verwalteten Teil Ost-
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preußens wurde eine Linie festgelegt, die fast gradlinig von der Küste des Frischen Haffes 
unmittelbar südlich von Heiligenbeil nach Osten quer durch Ostpreußen verläuft und nördlich 
von Goldap auf die alte ostpreußisch-litauische Grenze stößt. 
Nördlich dieser Grenzlinie befanden sich nach dem Einmarsch der Russen und dem Abschluß 
der Rückkehrbewegung nur noch etwa 250.000-300.000 Deutsche, von denen sich ca. ein 
Viertel in der Stadt Königsberg aufhielt. Der östlichste Teil des Landes, der die Kreise Tilsit, 
Ebenrode, Schloßberg, Gumbinnen und Insterburg umfaßte, war fast gänzlich von Menschen 
entblößt. Auch die Städte zählten hier nur noch wenige Tausend Deutsche.  
Schon im Februar 1945 deportierten die Russen deshalb zahlreiche Einheimische und Flücht-
linge, die sie im Samland angetroffen hatten, nach diesen östlichen Kreisen, wo sie für die 
sowjetischen Truppen Zwangsarbeiten zu verrichten hatten und später auf Kolchosen zusam-
mengefaßt wurden. In der folgenden Zeit sind dann auch aus Königsberg und im Frühjahr 
1946 vor allem aus dem Kreis Labiau Deutsche in die menschenarmen Gebiete im Osten des 
sowjetisch verwalteten Ostpreußens verschleppt worden. 
Dieser erzwungene Bevölkerungstransfer, der zahlreiche Deutsche aus ihrer engeren Heimat 
riß, hat dazu geführt, daß die Entwurzelung der Bevölkerung, die schon durch die Flucht- und 
Rückkehrbewegungen bewirkt worden war, noch weitere Fortschritte machte. In einer frem-
den Umgebung mit gleichfalls verschleppten Landsleuten aus den verschiedensten Gegenden 
Ostpreußens nebeneinander zu leben, die alle der Heimatlosigkeit preisgegeben waren, kenn-
zeichnete im nördlichen Teil Ostpreußens mehr als in allen anderen deutschen Ostgebieten 
das Schicksal der in russische Hand gefallenen Deutschen.  
Dazu kam der Zustand absoluter Unsicherheit und ständiger Gefährdung, der noch Monate 
und Jahre nach der Besetzung andauerte. Obwohl allmählich russische Kommandanturen ein-
gerichtet und Vergewaltigungen und Plünderungen verboten wurden, vermochten die Anord-
nungen der Kommandanten und die vereinzelt ausgesandten Streifen und Wachposten nicht, 
die deutsche Bevölkerung vor Übergriffen durch Soldaten und Offiziere zu schützen.  
Selbst in Königsberg hatte die deutsche Bevölkerung noch lange nach der Einnahme der Stadt 
unter fortgesetzten Beraubungen durch russische Soldaten zu leiden. Wesentlich unsicherer 
noch war die Lage aber auf dem Lande und besonders in abgelegenen und menschenarmen 
Orten und Gütern. Hier hörten die Belästigungen durch einzelne russische Soldaten, die Räu-
bereien ganzer Banden und die Vergewaltigungen der deutschen Frauen noch zu Ende des 
Jahres 1945 und selbst im Laufe des nächsten Jahres nicht auf. 
Besonders traurig war das Schicksal der vielen Tausende, die nach der Besetzung des Landes 
wiederholten Verhaftungen zum Opfer fielen, die nicht nur unter den ehemaligen Mitgliedern 
der NSDAP, viele Unbelastete, sondern auch viele fälschlich Verdächtigte erfaßten. Sofern 
die Verhafteten nicht nach Rußland verschleppt wurden, hielt man sie nach zahllosen Verhö-
ren und Mißhandlungen in Gefängnissen, Zuchthäusern und Lagern fest.  
Im nördlichen Teil Ostpreußens waren das Zuchthaus von Tapiau, das Gefängnis von Inster-
burg und das in den Kasernen von Preußisch Eylau errichtete Lager die Hauptsammelstellen 
für die Verhafteten. Im Lager Preußisch Eylau befanden sich allein über 10.000 Deutsche, die 
bei schlechtester Ernährung harte Arbeit leisten mußten. Über die Hälfte von ihnen ist bis zur 
Auflösung des Lagers Ende 1945 an Unterernährung und Erschöpfung und den berüchtigten 
Typhuserkrankungen gestorben. 
Aber auch die übrige Bevölkerung des sowjetisch verwalteten Ostpreußens hat in den auf die 
Eroberung folgenden Monaten und Jahren Schwerstes durchmachen und ungeheure Opfer 
bringen müssen.  
Die weitgehende Entvölkerung und wirtschaftliche und verkehrsmäßige Abschließung des 
Landes, besonders aber die brutale sowjetische Behandlung seiner wenigen deutschen Men-
schen, führte im Nordteil Ostpreußens seit 1945 zu einem Prozeß wachsender Verelendung, 
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Verwilderung und Primitivisierung, demgegenüber die zur gleichen Zeit in manchen Gegen-
den Schlesiens und Pommerns herrschenden Zustände als noch kultiviert erscheinen mochten. 
In wenigen Jahren verwischten sich die Züge einer alten europäischen Kulturlandschaft, und 
den Menschen verwandelte sich ihre Heimat unter ihren Augen in eine unheimliche Fremde. 
In Königsberg und den kleineren Städten des nördlichen Ostpreußens wurde die Bevölkerung 
sofort nach der Eroberung durch sowjetische Truppen systematisch zu Zwangsarbeiten aller 
Art herangezogen.  
Ein Teil der arbeitsfähigen Männer und Frauen wurde zu diesem Zweck vorübergehend inter-
niert; die anderen wurden dadurch zur Arbeit gezwungen, daß sie nur dann Verpflegung er-
hielten, wenn sie unter Aufsicht der sowjetischen Truppen arbeiteten. Eine organisierte allge-
meine Lebensmittelversorgung, d.h. eine Ausgabe und regelmäßige Belieferung von Lebens-
mittelkarten, hat es im nördlichen Teil Ostpreußens offenbar nirgends gegeben. Für Alte, 
Kranke und Kinder begann die Ernährungslage in den Städten und besonders in Königsberg 
bald katastrophal zu werden.  
In den ersten Wochen nach der Einnahme Königsbergs konnten noch die Vorräte in den ver-
lassenen Häusern und Magazinen, soweit sie nicht schon von Russen ausgeraubt waren, über 
die erste Not hinweghelfen. Plündernde russische Soldaten und Nahrung suchende Deutsche 
durchzogen die Wohnungen und Keller der Stadt. Da die Zahl der Deutschen, die in russi-
schen Haushalten und Kommandanturen oder in den wenigen von den Russen wieder in Gang 
gesetzten Betrieben Arbeit fanden, beständig abnahm, wurde die Ernährungslage für die Be-
völkerung immer schlechter. Eine Ausnahme bildeten in dieser Beziehung lediglich die weni-
gen qualifizierten Facharbeiter, die als Spezialisten meist ausreichende Verpflegung und mit-
unter sogar Bezahlung erhielten.  
Im übrigen hat aber wohl in keiner anderen deutschen Stadt der Hunger in den Jahren 1945-
1947 so viele Opfer gefordert wie in Königsberg. Große Teile der Bevölkerung nährten sich 
von Abfällen, und die Verwilderung führte schließlich sogar dazu, daß Fleisch getöteter Men-
schen feilgeboten wurde. 
Furchtbare hygienische Verhältnisse trugen das Ihre dazu bei, daß Typhus-, Ruhr-, Krätze-, ja 
selbst Malariaepidemien um sich griffen und die Sterblichkeit in unerhörtem Maße stieg. Zwei 
Jahre lang - vom Sommer 1945 bis zum Sommer 1947 - hielt die hohe Sterblichkeit in Kö-
nigsberg infolge der Unterernährung und der Epidemien an. Innerhalb dieser zwei Jahre ist 
von den rund 70.000 Deutschen, die im Sommer 1945 in Königsberg registriert worden wa-
ren, mindestens die Hälfte gestorben.  
Im Sommer 1947 befanden sich nach übereinstimmenden Angaben nur noch 20.000-25.000 
Deutsche in der Stadt. Da die Krankenhäuser in Königsberg teilweise noch unter der Leitung 
deutscher Ärzte und Schwestern standen, die, soweit es in ihrer Macht lag, es an ärztlicher 
Betreuung nicht fehlen ließen, konnte vielen Kranken Erleichterung verschafft werden. Den-
noch war es nicht zu verhindern, daß die Sterblichkeit anhielt. 
Nicht viel besser war die Lage in den kleineren Städten des sowjetisch verwalteten Gebietes. 
Auch in ihnen stieg mit dem Sommer 1945 die Zahl der Todesfälle unter der Bevölkerung 
ungewöhnlich an. 
Etwas günstigere Voraussetzungen bestanden anfangs für die Landbevölkerung. Obwohl die 
sowjetischen Truppen wiederholt Getreide requirierten und fast sämtliches Vieh beschlag-
nahmten, fand sie im Frühjahr und Sommer 1945 gelegentlich noch einiges an Vorräten von 
der vorjährigen Ernte, so daß sie ein kümmerliches Leben fristen konnte. Hier und dort wurde 
jedoch auch sie schon im Sommer 1945 zu verzweifelten Handlungen getrieben.  
Manchen von denen, die erst im Mai und Juni von ihrer Flucht zurückkamen und ihre Woh-
nungen und Höfe völlig ausgeplündert vorfanden, blieb nichts anderes übrig, als bei den russi-
schen Soldaten um Nahrung zu betteln. Die Gutmütigkeit und Freigebigkeit einzelner Russen 
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kleinen Kindern und ihren Müttern gegenüber, die in seltsamem Kontrast zu den vielen Ex-
zessen und Ausschreitungen stand, haben für manche deutsche Familie eine große Hilfe in 
ihrer furchtbaren Not bedeutet. 
Im Sommer und Herbst 1945 besserte sich die Ernährungslage auf dem Lande insofern, als die 
Wintersaat, die überall noch vor dem russischen Einfall nach Ostpreußen in den Boden ge-
kommen war, geerntet werden konnte. Auf allen großen Gütern waren sowjetische Militär-
kommandos eingesetzt, unter deren Leitung die deutsche Bevölkerung die Erntearbeiten ver-
richten mußte. Nach sowjetischem Arbeitsnormsystem hatten Frauen und Männer, oft auch 
Kinder, schwerste Arbeit zu leisten.  
Jedoch brachte ihnen dies gegenüber der Stadtbevölkerung den Vorteil, daß sie sich beim Ern-
ten, Dreschen und Melken neben den kargen Rationen zusätzlich Lebensmittel verschaffen 
konnten. Häufig wird berichtet, wie ehemalige Bauersfrauen und Gutsbesitzerinnen nachts auf 
ihre eigenen Felder schleichen und Korn für sich und ihre Kinder stehlen mußten, weil die 
russische Armeeführung die Ernte beschlagnahmt hatte.  
Mit Ausnahme der geringen Zuteilung, die die Landbevölkerung für ihre Arbeit auf den Fel-
dern erhielt, war das gesamte auf den ostpreußischen Gütern geerntete Getreide für die Ver-
sorgung der sowjetischen Besatzungstruppen bestimmt, deren Zahl besonders im nördlichen 
Ostpreußen auch lange nach der Eroberung ungewöhnlich hoch war. Daraus erklärt sich, daß 
seit dem Frühjahr 1946 die allgemeine Hungersnot in wachsendem Maße auch die Landbe-
völkerung ergriff. 
Im Jahre 1946 wurde in Königsberg, dessen Sowjetisierung durch die Umbenennung in Kali-
ningrad auch nach außen demonstriert wurde, und im ganzen nördlichen Ostpreußen die so-
wjetische Militäradministration durch staatliche Zivilverwaltungsbehörden abgelöst. Der 
nördliche Teil Ostpreußens bildete - mit Ausnahme des Memellandes, das der Sowjetrepublik 
Litauen einverleibt wurde - fortan als Oblast Kaliningrad (Departement Kaliningrad) eine ad-
ministrative Einheit, die verwaltungsmäßig in die großrussische Republik (RSFSR) eingeglie-
dert wurde. Schon Anfang 1946 kamen die ersten Zivilrussen aus dem Inneren Rußlands in 
die ostpreußischen Städte und Dörfer.  
Dennoch blieb das Land auch in der folgenden Zeit vorwiegend militärisch beherrscht. Pillau 
und Königsberg wurden zu Marinestützpunkten ausgebaut, und auch im Hinterland wurden 
starke sowjetische Einheiten stationiert. Zivile Verwaltungsaufgaben standen demgegenüber 
völlig im Hintergrund. Besonders die Landwirtschaft wurde im nördlichen Teil von Ostpreu-
ßen aufs äußerste vernachlässigt. 
Infolge der Menschenarmut, die auch durch den Zuzug von Zivilrussen nur sehr wenig und 
nur ganz allmählich etwas behoben werden konnte, lag in den Jahren 1946-1949 der überwie-
gende Teil der landwirtschaftlichen Nutzfläche brach, womit eine zunehmende Versteppung 
einsetzte. 
Lediglich einige der großen Güter wurden als sowjetische Kolchosen organisiert. Auf ihnen 
mußte der größte Teil der ländlichen deutschen Bevölkerung und teilweise auch die Bevölke-
rung der kleinen Städte arbeiten. Die Mehrzahl dieser Kolchosen befand sich in der Gegend 
um Insterburg, Gumbinnen, Schloßberg und Ebenrode.  
Die Deutschen, die zwangsweise auf die Kolchosen verschleppt worden waren oder in Er-
mangelung anderer Existenzmöglichkeiten dort Arbeit gesucht hatten, lebten und arbeiteten in 
den Jahren 1946 und 1947 in äußerst primitiven Verhältnissen.  
Die Wasser- und Lichtversorgung war kaum irgendwo in Gang gesetzt, die wichtigsten Ma-
schinen und das Vieh waren abtransportiert, so daß mitunter Frauen vor den Pflug gespannt 
wurden und die Felder mit der Sense gemäht werden mußten. Die Gutshöfe waren großenteils 
verwildert, und es setzte sich die in Rußland seit altersher übliche Gewohnheit durch, leerste-
hende Scheunen und Gehöfte abzureißen und die Holzteile im Winter als Brennmaterial zu 
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verheizen. 
Durch die Ankunft von Zivilrussen, die gleichfalls auf den Kolchosen arbeiten mußten, wur-
den viele Deutsche aus ihren Unterkünften verdrängt und neue Belästigungen und Plünderun-
gen hervorgerufen, gegen die es keine Wehr gab. Krankheiten, Erschöpfung durch die schwe-
re Arbeit und mangelhafte Ernährung kamen hinzu und hielten den überwiegenden Teil der 
Landbevölkerung im nördlichen Ostpreußen in einem Zustand des bloßen Vegetierens. Ein-
zelne versuchten deshalb, die streng bewachte Grenze zu überschreiten, die den nördlichen, 
sowjetischen Teil Ostpreußens von dem südlichen, polnisch verwalteten Teil trennte, um von 
dort aus nach Westen zu gelangen.  
Eine besondere Anziehungskraft übten vor allem aber Litauen und Lettland aus. Viele Deut-
sche aus den östlichen Kreisen Ostpreußens, aber auch aus Königsberg machten sich trotz 
Verbots und drohender Verhaftung auf den gefahrvollen Weg nach den baltischen Staaten, die 
zu dieser Zeit landwirtschaftlich und ernährungsmäßig wesentlich günstiger gestellt waren als 
das durch die Sowjets ausgeraubte und verwahrloste Ostpreußen. Vor allem in das nahegele-
gene Litauen, vereinzelt aber auch nach dem entfernteren Lettland, zogen Frauen, Männer und 
viele Jugendliche aus Ostpreußen, um sich Nahrungsmittel zu erbetteln und dann zu ihren 
Angehörigen in Ostpreußen zurückzukehren oder auch, um dort zu bleiben und bei litauischen 
oder lettischen Bauern Arbeit und Brot zu finden.  
Die große Hilfsbereitschaft und Freundlichkeit der Litauer und Letten haben für viele Ost-
preußen eine sehr wirksame Erleichterung ihrer Lage bedeutet und manchem Gelegenheit ge-
geben, sich den unerträglichen Verhältnissen und den sowjetischen Zwangsmaßnahmen so-
lange zu entziehen, bis eine Ausreise nach Mittel- oder Westdeutschland möglich wurde. 
Die große Masse der deutschen Bevölkerung in Königsberg und auf dem Lande mußte jedoch 
bleiben, wo sie war, und auf eine Besserung ihrer Lage in der Zukunft hoffen. Besonders nie-
derdrückend war es, daß sie fast ohne jegliche Verbindung mit der Außenwelt lebte und nur 
die spärlichste Kunde vom übrigen Deutschland erhielt.  
Der Grad der Abgeschlossenheit von der Welt, in der sich die Deutschen seit Januar 1945 in 
Ostpreußen befanden, wird daran deutlich, daß manche von ihnen erst im Herbst 1945 vom 
Waffenstillstand und vom Ende des Krieges erfuhren, und daß die Deutschen in Königsberg 
und in anderen Orten des nördlichen Ostpreußens erstmalig im Jahre 1946 Post von ihren An-
gehörigen aus Mittel- und Westdeutschland empfingen.  
Im Gegensatz zu den anderen Provinzen Ostdeutschlands, in denen die Bevölkerung bereits 
seit dem Sommer 1945 zu Tausenden nach Mittel- und Westdeutschland ausgetrieben wurde, 
blieben die Deutschen im sowjetischen Teil Ostpreußens zwar im Lande, aber herabgedrückt 
auf die niedrigste Stufe menschlichen Daseins, die sie zwang, sich in primitivster Weise nur 
noch um die pure Erhaltung ihres Lebens zu kümmern, war ihnen die Heimat völlig entfrem-
det worden. 
In Königsberg sowie in den Städten nahe der litauischen Grenze verhalf der Schwarzmarkt-
Handel, der seit 1946 überall in Gang gekommen war, manchem, sich über Wasser zu halten. 
Seit Herbst 1945 war der Rubel als allein gültiges Zahlungsmittel eingeführt worden, und je-
dermann suchte durch Verkauf der restlichen irgendwie entbehrlichen Kleidungsstücke und 
noch nicht geraubten Sachgüter in Besitz von Rubeln zu kommen, mit denen auf dem 
Schwarzen Markt Lebensmittel zu teueren Preisen erstanden werden konnten.  
In Königsberg, in Tapiau, Gumbinnen, Wirballen, Tilsit und anderen Orten wurde der 
Schwarze Markt sehr stark durch litauische und polnische Verkäufer belebt, und auch die rus-
sischen Soldaten suchten hier direkt oder indirekt Gelegenheit zu unsauberen Geschäften. 
Während die Landbevölkerung weiter in unerträglich primitiven Verhältnissen lebte, begann 
sich seit 1947 wenigstens in Königsberg die Lage für die Deutschen etwas zu bessern. Seit 
dem Sommer flauten die Typhusepidemien ab. Im Dezember des gleichen Jahres kam die rus-
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sische Währungsreform, durch die die Kaufkraft des Rubels erheblich erhöht wurde.  
Seitdem wurden die Lebensmittel billiger und die Versorgung der am Leben gebliebenen 
deutschen Bevölkerung, die für Arbeitsleistungen nunmehr auch entlohnt wurde, allmählich 
geregelter. 
Zu dieser Zeit hatte die alte Ordensstadt aber infolge des fortgesetzten Zuzugs russischer Zivi-
listen bereits das Aussehen einer russischen Stadt erhalten. Die ca. 25.000 am Leben geblie-
benen Deutschen traten im Straßenbild kaum noch hervor, zumal sie weitgehend in die zer-
störten und abgelegenen Stadtteile abgedrängt worden waren. Das fortgesetzte Eintreffen von 
Zivilrussen nahm den Deutschen auch allmählich ihre Arbeitsplätze, die für sie die einzige 
Existenzmöglichkeit bedeuteten.  
Damit wurde es offensichtlich, daß die Deutschen in jeder Beziehung entbehrlich geworden 
waren, und es begann im Sommer und Herbst 1947, als durch die Besserung der Ernährungs-
lage neue Hoffnung unter den Deutschen in Königsberg erwacht war, ihre Ausweisung nach 
den westlichen Teilen Deutschlands. 
Ähnlich wie in Königsberg war das deutsche Bevölkerungselement in den anderen Städten, 
ebenso in den Kolchosen auf dem Lande, infolge der hohen Sterblichkeit in den Jahren 1945-
1947 ständig geringer geworden und gegenüber den in steigendem Maße hinzukommenden 
Russen in den Hintergrund getreten. Die Deutschen verloren damit auch als Arbeitssklaven an 
Bedeutung, und mit der gleichen Entschiedenheit, mit der die Sowjets in der vergangenen Zeit 
verhindert hatten, daß sie das sowjetisch besetzte Ostpreußen verließen, betrieben sie in den 
Jahren 1947-1949 ihre Ausweisung. 
Abgesondert von dem sowjetisch besetzten Teil Ostpreußens und getrennt von den dort ansäs-
sigen Deutschen erlebten nach Kriegsende die Memeldeutschen ein besonderes Schicksal. 
Mehrere Tausende von ihnen waren beim Einzug der sowjetischen Truppen im Herbst 1944 
zurückgeblieben, und viele versuchten, nachdem sie geflüchtet waren, im Frühjahr und Som-
mer 1945 in ihre Heimat zurückzukehren. –  
Wie alle anderen Gebiete, die während des nationalsozialistischen Regimes nach 1937 dem 
Reiche einverleibt worden waren, wurde auch das im Jahre 1939 durch einen Vertrag mit Li-
tauen zurückgegliederte Memelland bei Kriegsende von den Siegermächten nicht als Teil 
Deutschlands betrachtet und wieder mit Litauen vereinigt, das nunmehr allerdings als Sowjet-
republik Litauen einen Teil der UdSSR bildete.  
Die verlassenen Wohnungen und Gehöfte der geflohenen Deutschen wurden bereits im Früh-
jahr und Sommer 1945 zum großen Teil von Litauern besetzt, wodurch die Rückkehr der 
Deutschen von vornherein erschwert war. Dazu kam, daß bis zum Herbst 1945 die Grenze an 
der Memel für die rückkehrenden Deutschen gesperrt blieb, so daß diese meist im Kreis Tilsit 
und in anderen Gegenden südlich der Memel Zuflucht suchen mußten.  
Dennoch gelang schon im Sommer 1945 und auch in den folgenden Jahren noch zahlreichen 
Memeldeutschen die Rückkehr in die Heimat; teils ließen sie sich, weil sie vor 1939 die li-
tauische Staatsbürgerschaft besessen hatten, von den Flüchtlingslagern in Mittel- und West-
deutschland sowie in Dänemark als litauische DP (Displaced Persons) repatriieren, teils ka-
men sie heimlich von Ostpreußen über die Memel zurück. 
Ähnlich wie in Ostpreußen regierte auch im Memelland zunächst die russische Militärverwal-
tung, die ihre eigenen Kolchosen errichtete und dafür besonders die im Lande befindlichen 
Deutschen zur Arbeit heranzog.  
Andere Deutsche mußten bei litauischen Bauern arbeiten. Trotz der nationalen Spannungen 
zwischen Litauern und Deutschen, die anläßlich der Rückgliederung des Memellandes im 
Jahre 1939 und durch die Beschlagnahme zahlreicher den Memeldeutschen gehörender Ver-
mögen durch die Litauer im Jahre 1945 verstärkt worden waren, ist das persönliche Verhältnis 
zwischen Litauern und Deutschen im Memelland nach 1945 im allgemeinen durchaus freund-
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lich gewesen. Der gemeinsame Gegensatz zur sowjetischen Herrschaft hat sehr zur Überwin-
dung der seit dem Ende des ersten Weltkriegs aufgetretenen nationalen Gegensätze beigetra-
gen. 
Während des Frühjahres und Sommers 1945 ging die Zivilverwaltung im Memelland allmäh-
lich in litauische Hände über, obwohl russische Kommandanturen oft noch lange im Lande 
blieben. Sofern die Deutschen noch im Besitz ihrer Höfe waren, fiel ihr Land ebenso wie das 
der litauischen Bauern der im Jahre 1947 beginnenden radikalen sowjetischen Kollektivie-
rungspolitik zum Opfer, die jeden privaten Grundbesitz aufhob.  
Der Unterschied zwischen Deutschen und Litauern wurde dadurch immer mehr verwischt, 
und die Memeldeutschen, die inzwischen meist die litauische Staatsbürgerschaft angenommen 
hatten, leben infolgedessen heute nahezu gleichberechtigt zusammen mit ihren litauischen 
Nachbarn im Memelland.  
Wieweit sie in sprachlicher und kultureller Hinsicht ihre Eigenart zu erhalten imstande sind, 
nachdem der größte Teil der Memeldeutschen auf dem Wege der Flucht nach Mittel- und 
Westdeutschland abgewandert ist, kann bei den spärlichen Nachrichten, die aus Litauen nach 
Westen gelangen, kaum festgestellt werden. 
Vorgänge und Verhältnisse östlich der Oder und Neiße und sowjetischer Militärverwal-
tung 
Anders als im nördlichen Teil Ostpreußens blieb die sowjetrussische Militärverwaltung in den 
übrigen Gebieten Ostdeutschlands auf eine kurze Übergangszeit beschränkt, die mit der Be-
setzung bis Mai 1945 begann und mit der Verwaltungsübergabe an die Polen spätestens im 
Herbst 1945 endete. Je nach dem Zeitpunkt der Eroberung und der Verwaltungsübergabe an 
polnische Behörden war die sowjetische Militärverwaltung in den einzelnen Gegenden und 
Orten östlich der Oder-Neiße-Linie von unterschiedlicher Dauer. 
In vielen Orten und Kreisen Niederschlesiens und Ostpommerns hat sich nach dem Ende der 
Kampfhandlungen zunächst ein mehrere Monate dauerndes Provisorium gebildet, das ohne 
polnische Mitwirkung allein durch die Maßnahmen der sowjetischen Besatzungsmacht be-
stimmt wurde und sich in vieler Hinsicht deutlich von der darauffolgenden Zeit der polnischen 
Verwaltung abhebt. Dagegen scheint für Oberschlesien, für Teile des südlichen Ostpreußens 
und vor allem für Danzig eine exakte Unterscheidung zwischen sowjetischer Besatzungs- und 
polnischer Verwaltungszeit kaum möglich zu sein, da in diesen Gebieten außer den russischen 
Truppen von Anfang an polnische Miliz, polnische Behörden und zahlreiche polnische Zivil-
personen neben- und durcheinander Einfluß ausübten. 
Trotz solcher weitgehenden Verschiedenheiten in den einzelnen Gebieten kann jedoch inso-
fern von einer allgemeinen sowjetischen Besatzungszeit gesprochen werden, als in allen deut-
schen Ostgebieten bestimmte von der sowjetischen Militärverwaltung ausgehende Maßnah-
men durchgeführt wurden, und in allen Gebieten auf die Eroberung zunächst eine Zeit folgte, 
in der in erster Linie die sowjetischen Truppen und Befehlshaber das Schicksal der Deutschen 
bestimmten. –  
Bei vielem, was nach der Eroberung Ostdeutschlands durch die sowjetische Besatzungsmacht 
angeordnet oder durch einzelne ihrer Angehörigen in die Wege geleitet wurde, fällt es mitun-
ter schwer, zu unterscheiden, wo es sich um Maßnahmen handelte, die im Interesse der Okku-
pationsmacht für nötig gehalten wurden, wo um Härte und Grausamkeit und bloße Schikane, 
und ob diese immer beabsichtigt waren oder nur menschlichem bzw. organisatorischem Un-
vermögen entsprangen. 
So wurde die ohnedies durch die Flucht und die Kriegsereignisse durcheinandergeschüttelte 
Bevölkerung weiterhin durch Räumungs- und Evakuierungsmaßnahmen in Atem gehalten, 
vor allem, solange die Kriegshandlungen fortgingen. 
In Ostbrandenburg, das den sowjetischen Armeen im Frühjahr 1945 als Aufmarschraum für 
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den Kampf um Berlin diente, ist im Februar 1945 eine 25 km breite Zone an der Oder geräumt 
und die deutsche Bevölkerung in weiter ostwärts gelegene Kreise evakuiert worden. Eine ähn-
liche Evakuierungszone entstand im März/April 1945 in Ostpommern, wo ein 15 km breiter 
Streifen längs der Ostseeküste aus militärischen Gründen der sowjetischen Armeeführung von 
der Landbevölkerung geräumt werden mußte.  
Vorübergehende Evakuierungen dieser Art erfolgten im Zuge der Besetzung des Landes auch 
überall dort, wo die Front längere Zeit stillstand und eine Zusammenarbeit der deutschen Zi-
vilbevölkerung mit deutschen Truppen befürchtet wurde. Schon im Samland waren aus die-
sem Grunde viele Deutsche nach Osten verschleppt worden, und auch in Schlesien sind im 
Zuge solcher Maßnahmen durch die Rote Armee viele Tausende von Menschen in alle Winde 
zerstreut worden. Erst im Sommer 1945 hörten diese Menschenverschiebungen allmählich 
auf, und die Deutschen konnten Hoffnung schöpfen, in ihrer Heimat oder in den Orten, in 
denen sie Unterkunft gefunden hatten, wieder seßhaft zu werden. ... 
Grundsätzlich bestand Arbeitspflicht für die gesamte männliche und weibliche deutsche Be-
völkerung von 15-65 Jahren. Da es in denjenigen Orten, in denen sich noch Tausende von 
Deutschen aufhielten, nicht genügend sinnvolle Beschäftigung gab, wurden Arbeiten erfun-
den.  
Zweifellos spielte dabei neben dem Vergeltungstrieb der durch deutsche Maßnahmen in den 
russischen Besatzungsgebieten aufgereizt worden war, auch ein gewisser revolutionärer Fana-
tismus gegenüber der bürgerlichen Wohlhabenheit der Deutschen eine nicht unwesentliche 
Rolle.  
Eine der ersten und der qualvollsten Arbeiten, zu denen die Deutschen herangezogen wurden, 
war das Aufsuchen und die Bestattung der Leichen und Tierkadaver, die infolge der Kämpfe 
und der vielen wahllosen Erschießungen in den Tagen des Einmarsches in den Ortschaften 
und auf den Landstraßen oft schon seit mehreren Wochen herumlagen. Zu besonders unange-
nehmen Arbeiten suchten sich die sowjetischen Wachtposten vielfach bevorzugt solche Per-
sonen aus, in denen sie "Kapitalisten" sahen. 
Obwohl diese Zwangsarbeiten manche Schikane mit sich brachten und im allgemeinen auch 
äußerst anstrengend und erschöpfend waren, da bei langen Arbeitszeiten auch von Frauen 
schwerste Männerarbeit verlangt wurde, blieb die Arbeit unter russischer Leitung für die deut-
sche Bevölkerung auch später, als der Arbeitszwang nachließ, die einzige Möglichkeit des 
Existierens; denn nur diejenigen, die arbeiteten, erhielten Verpflegung, und überdies bot die 
Arbeit unter Aufsicht sowjetischer Wachen einen gewissen Schutz vor Übergriffen und Be-
raubungen.  
Noch immer kamen nämlich trotz ausdrücklicher Verbote der sowjetischen Kommandanturen 
sowohl Vergewaltigungen als auch Plünderungen, ja selbst Erschießungen durch einzelne 
russische Soldaten und Überfälle marodierender Banden keineswegs vereinzelt vor. Am häu-
figsten ereigneten sich die Übergriffe auf dem Lande, wo die sowjetischen Kommandanturen 
oft viele Kilometer weit entfernt waren; aber auch in Städten wie Breslau, Danzig, Stettin so-
wie in den dicht besiedelten Orten des oberschlesischen Industriegebietes haben die sowjeti-
schen Befehlshaber nicht vermocht, Plünderungen und Vergewaltigungen zu verhindern. Er-
klärte Antifaschisten, ja selbst deutsche Juden hatten darunter bisweilen ebenso zu leiden wie 
ehemalige Parteiangehörige. 
Noch am günstigsten hatten es diejenigen Deutschen, die im persönlichen Dienst russischer 
Offiziere standen, so z.B. Frauen, die für die Kommandanturen kochen, waschen oder schnei-
dern mußten. Sie wurden im allgemeinen gut behandelt, erhielten regelmäßige Verpflegung 
und lernten die Russen mitunter von einer besseren Seite kennen. Eine gewisse Sonderbe-
handlung erfuhren auch die deutschen Arbeiter im oberschlesischen Industriegebiet. Dort tra-
ten bei den Maßnahmen der russischen Militäradministration sehr bald wirtschaftliche Ge-
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sichtspunkte in den Vordergrund.  
Ein erheblicher Teil der Bergarbeiter und Fachkräfte, die man zunächst fast sämtlich in Sam-
mellager interniert hatte, wurde auf Reklamation der einzelnen russischen Kommandanturen 
freigegeben. Sie konnten nach ersten Notstandsarbeiten meist an ihre alten Arbeitsplätze zu-
rückkehren und erhielten bevorzugte Verpflegung. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Plünderungen und Zerstörungen in den deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße-
Linie (x001/100E-102E): >>... Abgesehen von geringfügigen Aufräumungsarbeiten traf die 
sowjetische Militärverwaltung kaum irgendwelche Maßnahmen zum Wiederaufbau oder zur 
Ingangsetzung der Betriebe.  
Vielmehr wurde die deutsche Bevölkerung in den Städten mit dem systematischen Abbau 
allen wertvollen Inventars beschäftigt. Nicht genug damit, daß sämtliche Radio- und Photoap-
parate, alle Fahrräder, Schreibmaschinen und Klaviere abgeliefert werden mußten, auch die 
Maschinen und Apparate aus den Fabriken, Versorgungsbetrieben und Wohnstätten, öffentli-
che Verkehrseinrichtungen, elektrische Anlagen sowie Inventar aus Schulen, Rathäusern, Ho-
tels, Krankenhäusern u.a. wurden abgebaut und nach Rußland verladen. -  
Die Sowjetunion, die außenpolitisch den Anspruch der kommunistischen polnischen Regie-
rung auf Ostdeutschland guthieß und unterstützte, hat nichts destoweniger alles getan, um vor 
der Auflösung ihrer Kommandanturen in Ostdeutschland und vor Übergabe der Verwaltung 
an den polnischen Staat aus den deutschen Ostprovinzen an wirtschaftlichen Werten heraus-
zuholen, was noch irgend möglich war.  
Vom Frühjahr bis zum Herbst 1945 hat sie durch ihre Besatzungsorgane den Abbau wertvol-
ler Industrieeinrichtungen und den Abtransport von Sachgütern mit äußerster Intensität und 
Beschleunigung betreiben lassen und hat hierbei auch durch eine Haltung des Gewährenlas-
sens ihren Besatzungssoldaten und -Offizieren gestattet, sich persönlich an deutschem Eigen-
tum zu bereichern. - Von den radikalen sowjetischen Demontagen in Ostdeutschland blieb nur 
das oberschlesische Industriegebiet bis zu einem gewissen Grade verschont.  
Hier ist es nur zum Abbau einzelner Anlagen und Maschinen gekommen, im ganzen jedoch 
scheint die polnische Provisorische Regierung, die schon im Frühjahr 1945 die Zivilverwal-
tung in Oberschlesien übernommen hatte, durch ihren Einfluß oder durch Verhandlungen mit 
der sowjetischen Besatzungsmacht erreicht zu haben, daß die Demontagen auf ein Maß be-
schränkt blieben, das die Produktionsfähigkeit des oberschlesischen Industriegebietes nicht in 
Frage gestellt hat. 
Die Folge der umfangreichen Demontagen und Zerstörungen war, daß selbst die dringend 
notwendigen Versorgungsbetriebe stillgelegt wurden. Die sowjetische Reparationsentnahme 
blieb indessen nicht auf die Städte und Industrieanlagen beschränkt, auch die Landwirtschaft 
wurde von ihr aufs stärkste betroffen. Der größte Teil der landwirtschaftlichen Maschinen, vor 
allem aber auch zahlloses Vieh wurde nach Osten weggeschafft. Schon beim Einzug der So-
wjettruppen wurden für militärische Zwecke Tausende von Pferden requiriert; später erschie-
nen immer neue sowjetische Kommandos auf den Höfen der deutschen Bauern, um auch die 
Kühe, Schweine, Ziegen und Schafe, ja selbst das Geflügel zu beschlagnahmen.  
Alle Ostdeutschen, die die Zeit der sowjetischen Militärverwaltung in ihrer Heimat erlebten, 
kennen aus eigener Anschauung die riesigen Viehherden, die im Frühjahr und Sommer 1945 
nach Osten geleitet wurden, oder wurden auf Befehl der Russen selbst zum Viehtreiben beor-
dert und mußten es mit ansehen, wie wertvolles Nutz- und Zuchtvieh auf dem Wege nach dem 
Osten verendete. 
Durch diese sowjetischen Maßnahmen wurde die landwirtschaftliche Kapazität der deutschen 
Ostgebiete auch für die nun eindringenden Polen entscheidend geschwächt. Wo einst eine sehr 
rationell arbeitende Landwirtschaft betrieben wurde, mußte man jetzt, sofern das Land über-
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haupt noch bebaut werden konnte, zu primitivsten Wirtschaftsmethoden und hunderterlei 
Notbehelfen greifen. 
Eine gewisse Ausnahme bildeten während des allgemeinen Niedergangs der Landwirtschaft 
lediglich die großen Güter. Im Gegensatz zu den kleinen Bauernhöfen, um deren Bewirtschaf-
tung sich die sowjetische Militärverwaltung in der Regel wenig kümmerte, so daß sie nach 
Entnahme des Viehs und der Maschinen ausgeraubt und in ruiniertem Zustand ihren Besitzern 
überlassen oder leer und verlassen dem Verfall preisgegeben blieben, ist ein großer Teil der 
Rittergüter und Domänen von der sowjetischen Militärverwaltung beschlagnahmt und unter 
Aufsicht sowjetischer Militärkommandos in Betrieb genommen worden. 
Während der größte Teil der Äcker infolge des Mangels an Arbeitskräften, Maschinen und 
Vieh brach lag, wurden auf den von der Roten Armee in Besitz genommenen Gütern die deut-
schen Landbewohner aus der Umgebung versammelt, auch Vieh und nötiges Inventar zur 
Wiederaufnahme der Bewirtschaftung zusammengebracht. 
Ein erheblicher Teil der deutschen Landbevölkerung arbeitete bis zur Beendigung der Ernte- 
und Drescharbeiten im Herbst 1945 auf diesen in russische Militärkolchosen umgewandelten 
Gütern. Selbst aus den Städten wurden Deutsche zusammengeholt und nicht wenige gingen 
auch freiwillig dorthin, um für ihre Arbeit Lebensmittel zu erhalten. 
Manche der sowjetischen Militärkolchosen blieben noch in russischer Hand, als sonst bereits 
überall die polnische Verwaltung eingerichtet worden war. Einzelne, besonders in Nieder-
schlesien, waren wirtschaftlich leidlich geordnet; in einigen hatten sogar deutsche Verwalter 
die Leitung. Sehr viele dieser Güter waren aber nur in Betrieb genommen worden, um das 
Getreide, das im Sommer 1945 auf den Feldern stand, zu ernten und für die Versorgung der 
sowjetischen Truppen zu gewinnen. Nachdem dieses Ziel erreicht war, verlor die sowjetische 
Militärverwaltung das Interesse an ihnen, trieb auch hier das Vieh ab und verlud die Maschi-
nen nach Rußland. Es kam sogar vor, daß die russischen Erntekommandos vor ihrem Abzug 
die Einrichtungen der Gutshöfe mutwillig zerstörten, um den Polen nichts zu überlassen. 
Für eine große Anzahl von Deutschen brachte die Beschäftigung auf den sowjetischen Kol-
choswirtschaften wenigstens den Vorteil, daß ihnen eine, wenn auch noch so armselige Exi-
stenzgrundlage gegeben war. Nicht immer reichte auch hier die ausgegebene Verpflegung aus, 
um den Hunger der schwer Arbeitenden zu stillen; aber viele hatten wenigstens Gelegenheit, 
sich während der Ernte heimlich das Nötigste an Nahrungsmitteln zu verschaffen. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Lebensverhältnisse der Deutschen in den polnisch verwalteten deutschen Gebieten 
östlich der Oder-Neiße-Linie (x001/102E-105E): >>… Entschieden schlechter als auf dem 
Lande war die Ernährungslage in den Städten. Zwar setzte die russische Militärverwaltung 
zunächst in den Städten wie auf den Dörfern deutsche Bürgermeister und Verwaltungsstellen 
ein, doch diese waren lediglich dazu verurteilt, die Befehle der sowjetischen Kommandantu-
ren auszuführen, und sie hatten keineswegs die Macht, das Leben und die Wirtschaft in den 
Städten in Gang zu setzen. Da weder Lebensmittel im Lande waren, noch die Betriebe arbeite-
ten, lagen die Läden und Geschäfte still.  
Deutsches Geld war nahezu wertlos geworden, und selbst in Großstädten wie Breslau wurde 
die Entlohnung für die arbeitende Bevölkerung fast ausschließlich in Naturalien gezahlt. Auch 
die Strom- und Wasserversorgungswerke, ebenso die öffentlichen Verkehrseinrichtungen ar-
beiteten in den deutschen Ostgebieten während der Zeit der sowjetischen Militäradministrati-
on wohl fast nirgends. Die Ursache lag zum Teil darin, daß manche Versorgungsanlagen 
durch Kriegseinwirkungen zerstört, die wichtigsten Fabriken demontiert und die Magazine 
geplündert waren. 
Eine sehr verhängnisvolle Wirkung hatte es aber auch, daß bereits im Sommer 1945 nach 
Ostpreußen, Ostpommern und Schlesien eine große Anzahl polnischer Zivilpersonen einge-
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strömt war und sogleich begonnen hatte, die Geschäfte und Handwerksbetriebe ebenso wie 
die Bauernhöfe für sich zu beschlagnahmen.  
Jede Initiative zur Neubelebung des Wirtschaftslebens, die von der städtischen deutschen Be-
völkerung hätte ausgehen können, wurde dadurch im Keime erstickt. Lediglich in einigen 
Städten Niederschlesiens, wo noch zahlreiche Deutsche lebten und die Polen sich erst im 
Herbst festzusetzen begannen, war nach den ersten Wochen der Besetzung ein eigenes Leben 
mit Ansätzen zu langsamer Aufwärtsentwicklung in Gang gekommen. Dies trifft z.B. für 
Schweidnitz zu, wo im Sommer 1945 sogar eine Reihe Läden wieder geöffnet hatte und wo 
mit deutschem Geld bezahlt werden konnte. Auch in manchen kleineren Orten dieser Gegend 
konnten deutsche Verwaltungsstellen in der Versorgung der Bevölkerung im Sommer 1945 
beachtliche Fortschritte erzielen. 
Im ganzen gesehen handelt es sich hier jedoch um Ausnahmen. Auch für Niederschlesien gilt, 
daß die Mehrzahl der Städte einer wachsenden Verwahrlosung anheimfielen, verwilderten und 
ihr deutsches Gesicht zu verlieren begannen. Es war überall das gleiche Bild, ob man Lieg-
nitz, Glogau und Grünberg, die ostpreußischen Städte Osterode, Allenstein, Sensburg oder die 
pommerschen Köslin, Stolp und Treptow nimmt. 
Die katastrophale Lage in den Städten Ostdeutschlands während des Sommers und Herbstes 
1945 wird am deutlichsten veranschaulicht durch die unerhört hohe Sterblichkeit unter den 
Deutschen infolge des Hungers, der unhygienischen Verhältnisse und der großen körperlichen 
Erschöpfung. Nahezu in allen Städten Ostdeutschlands wüteten Typhusepidemien, in Breslau 
und den kleineren schlesischen Städten ebenso wie in Ostpreußen, Ostpommern und Ostbran-
denburg. In den pommerschen Städten scheint die Zahl der dabei entstandenen Menschenver-
luste am höchsten gewesen zu sein. 
So starb in Treptow und Stolp etwa ein Drittel der Einwohner während des Sommers und 
Herbstes 1945. 
Ehe die Städte und Dörfer Ostdeutschlands offiziell unter polnische Verwaltung gestellt wur-
den und die russischen Besatzungsorgane ihre Kompetenzen an den polnischen Staat überga-
ben, kam es zu einer teilweise recht langen Periode des Überganges, des Nebeneinander- und 
Durcheinanderregierens von Polen und Russen, was vor allem für die im Lande befindlichen 
Deutschen höchst unerfreuliche Zustände schuf.  
Schon unmittelbar nach der Eroberung Ostdeutschlands hatten die Russen sich der Polen, die 
als Kriegsgefangene oder Zivilarbeiter in Ostdeutschland lebten, als Ordnungsmiliz bedient 
und ihnen Aufsichtsrechte und Befehlsgewalt über die deutsche Bevölkerung gegeben. In ein-
zelnen Orten wurden ehemalige polnische Kriegsgefangene oder Zivilarbeiter sogar als Bür-
germeister eingesetzt.  
Zu den bereits während des Krieges wie überall in Deutschland so auch in den Ostgebieten 
befindlichen polnischen Zivilarbeitern und Kriegsgefangenen, von denen viele zwangsweise 
aus Polen zur Arbeit nach Deutschland verbracht worden waren, kamen außer den Angehöri-
gen der polnischen Armee im Gefolge der sowjetischen Armeen viele Tausende von Zivilper-
sonen aus Polen über die alte deutsch-polnische Grenze.  
Besonders im südlichen Ostpreußen, in Danzig, Oberschlesien und in manchen Gegenden 
Pommerns war das Gesicht der Städte und Dörfer schon im Frühjahr und Sommer 1945 stär-
ker von den Polen als von russischen Truppen geprägt. An vielen Orten hatten sich sogar 
schon im Frühjahr 1945 polnische Verwaltungsbehörden etabliert. 
Während sich das reguläre polnische Militär als Besatzungstruppe offenbar im allgemeinen 
korrekter verhielt als die russischen Truppen, wurde die aus bewaffneten polnischen Zivilisten 
bestehende polnische Bürgermiliz bald von der deutschen Bevölkerung mehr gefürchtet als 
die Truppen der Roten Armee. 
Aus dem Nebeneinander polnischer Behörden und russischer Kommandanturen, die weiter 
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bestehen blieben, ergaben sich im Sommer und Herbst 1945 fortgesetzte Überschneidungen 
polnischer und russischer Anordnungen, wodurch die allgemeine Rechtlosigkeit und Unsi-
cherheit für die deutsche Bevölkerung erheblich gesteigert wurden. Nur teilweise erwuchsen 
daraus auch gewisse Vorteile, so, wenn z.B. die russischen Kommandanturen, wie es manch-
mal geschah, Schutz vor Übergriffen der Polen gewährten. Im allgemeinen waren sie dazu 
allerdings entweder nicht willens oder auch nicht imstande. 
Die Kompetenzverhältnisse zwischen den polnischen Behörden und der sowjetischen Militär-
administration waren in der Regel für die deutsche Bevölkerung völlig undurchsichtig, wahr-
scheinlich oft auch tatsächlich ungeklärt. In manchen Gegenden kam es zu völlig getrennten 
nebeneinander liegenden polnischen und russischen Einflußbereichen. So gab es während des 
Jahres 1945 Dörfer, in denen allein die Russen bestimmten, während in Nachbardörfern polni-
sche Behörden regierten. In den Städten wurden mitunter getrennte deutsche Viertel eingerich-
tet, in denen die russische Kommandantur zuständig war, während in anderen Stadtvierteln 
polnische Behörden fungierten. 
Das Verhältnis zwischen Polen und Russen war in Ostdeutschland infolge der gegenseitigen 
Konkurrenz in der Beherrschung des Landes naturgemäß sehr gespannt, und in vielen Orten 
ist es zu fortgesetzten Auseinandersetzungen, ja sogar zu Schießereien zwischen ihnen ge-
kommen. Neben der alten nationalen Feindschaft hat dabei vor allem die Tatsache mitgewirkt, 
daß die russischen Truppen in Ostdeutschland einen systematischen Abbau aller wertvollen 
Sachgüter betrieben und den Polen ein Land übergaben, dessen Landwirtschaft und Industrie 
weitgehend ausgeraubt waren. 
Nachdem auf der Potsdamer Konferenz (17. Juli bis 2. August 1945) durch alliierten Beschluß 
- als provisorische Regelung bis zur endgültigen Entscheidung in einem Friedensvertrag - Ost-
deutschland auch mit Zustimmung der Westmächte unter polnische Verwaltungshoheit ge-
stellt worden war, sahen sich die Polen in ihren Bestrebungen gestärkt und setzten nunmehr 
die Polonisierung Ostdeutschlands mit gesteigerter Intensität fort. Obwohl ein Teil der sowje-
tischen Truppen im Lande blieb und russische Militärkolchose noch jahrelang in Ostdeutsch-
land bestanden, war die Zeit der sowjetischen Militärverwaltung in Ostdeutschland mit dem 
Herbst 1945 im allgemeinen zu Ende.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über das Schicksal der Deutschen (x001/109E-113E): >>... Als "Organ der öffentlichen Si-
cherheit" herrschte in den deutschen Dörfern und Städten die polnische Miliz. Sie rekrutierte 
sich gewöhnlich aus bei Kriegsende anwesenden oder im Gefolge der sowjetischen Armeen 
ins Land gekommenen Polen, die teils schon von den sowjetischen Kommandanturen Auf-
sichtsfunktionen erhalten hatten.  
Meist nach dem Belieben der einzelnen sowjetischen Kommandanten oder der polnischen 
Ortsgewaltigen aufgestellt, waren die lokalen Milizeinheiten oft aus sehr fragwürdigen Ele-
menten zusammengesetzt. Ihre überstürzte Aufstellung führte dazu, daß sich ihr häufig ar-
beitsunlustige junge Leute oder aber Personen anschlossen, die sich von der Tätigkeit der Mi-
liz ein einträgliches Geschäft versprachen. Von Ausnahmen abgesehen hat diese von den pol-
nischen Behörden aus dem Boden gestampfte Miliz eine für die deutsche Bevölkerung ver-
hängnisvolle Rolle gespielt. Sie mißbrauchte ihre Ordnungsgewalt zu zahllosen Plünderungen, 
ließ ihren nationalen Haßgefühlen hemmungslosen Lauf und quälte und mißhandelte zahlrei-
che völlig unschuldige Deutsche. 
Im Sommer und Herbst 1945 wurde in den unter polnische Verwaltung gestellten ostdeut-
schen Provinzen allgemein der Zloty als Währung eingeführt. Die deutschen Orts- und Stra-
ßennamen wurden beseitigt, und polnische Namen traten an ihre Stelle. Die polnische Sprache 
wurde als Amtssprache obligatorisch, und in Oberschlesien, dessen "urpolnischen" Charakter 
zu beweisen man besonders bemüht war, wurden selbst Gottesdienste in deutscher Sprache 
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verboten. 
Eines der ersten Anzeichen der Verwaltungsübernahme durch die Polen war es, daß eine neue 
Verhaftungswelle in den Städten und Dörfern einsetzte. Die Festnahme und Verschleppung 
von Tausenden ehemaliger Nationalsozialisten und anderer der Besatzungsmacht verdächtiger 
Personen durch die Russen genügte den polnischen Behörden nicht. Der durch die jahrelange 
nationalsozialistische Okkupation Polens und die dort verübten Untaten genährte Haß forderte 
jetzt Vergeltung und fragte nicht viel nach schuldig oder unschuldig.  
Es begann damit ein neues furchtbares Kapitel der grausamen Verfolgung vieler Menschen, 
die, obwohl persönlich meist unschuldig, für das büßen mußten, was während der Kriegsjahre 
im Namen Deutschlands an Polen oder polnischen Juden begangen worden war. Die Gefän-
gnisse in den Städten füllten sich mit Deutschen. Zugehörigkeit zu den Organisationen der 
NSDAP, und der Polizei sowie schlechte Behandlung von polnischen Zivilarbeitern und 
Kriegsgefangenen waren die Hauptbeschuldigungen, die gegen sie erhoben wurden.  
Die Einrichtung von Sonderstrafgerichten für die Fahndung nach allen Verdächtigen schuf 
einen Zustand, der eine nur auf Verdachtsmomente gestützte Verhaftungswelle begünstigen 
mußte und der Willkür alle Türen öffnete. Erst am 17. Oktober 1946 wurden die Sonderge-
richte abgeschafft. 
Bis zu dieser Zeit aber wurde bei den Verhören und Verhaftungen von Deutschen oft schrei-
endes Unrecht begangen. Wie zu allen Zeiten eines Regime-Wechsels blühte das Denunzian-
tentum unter Polen und Deutschen, dazu kam der blinde Haß der Angehörigen der polnischen 
Miliz und des staatlichen Sicherheitsdienstes (UB = Urzad Bespieczenstwa Publicznego),  
die mit der Ausführung der Verhaftungen und der Bewachung und Vernehmung in den Ge-
fängnissen beauftragt waren und bisweilen mit den Verhaftungen eine üble Geschäftemache-
rei verbanden. Wie einst die Bewachungsmannschaften der SS in den Konzentrationslagern, 
deren Vergehen man sühnen wollte, so hatten jetzt die polnischen Sicherheitsorgane freie 
Hand, und es spielten sich in den Gefängnissen Ostpreußens, Pommerns und Oberschlesiens 
die gleichen Folterungen und Mißhandlungen ab. Anders als bei den Verhaftungen durch die 
Russen begegneten den Deutschen seitens der Polen vielerorts ein ausgeprägter Deutschenhaß 
und ein wahrer Sadismus in der Erfindung von Grausamkeiten und sonstigen Formen der Er-
niedrigung. 
Den größten Umfang hatten die Verhaftungs- und Vergeltungsmaßnahmen in Oberschlesien, 
das auf Grund der polnischen Neugliederung der Verwaltungsbezirke in Ostdeutschland der 
Wojewodschaft Kattowitz unterstellt worden war. Die Behandlung der Deutschen nahm in 
diesem Gebiet Formen an, die nahe an die brutalen Maßnahmen heranreichten, die gegenüber 
den generell als Landesverräter und Kollaboranten geltenden Volksdeutschen in den polni-
schen Provinzen ergriffen wurden. 
Tausende von Deutschen, die wegen Parteizugehörigkeit oder aus anderen Gründen beschul-
digt waren, wurden aus Oberschlesien in Lager nach dem polnischen Teil der Wojewodschaft 
Kattowitz verschleppt, mußten dort jahrelang härteste Zwangsarbeit leisten und waren fortge-
setzten Mißhandlungen sowie Hunger und Krankheiten infolge unzureichender Verpflegung 
ausgesetzt. Die Vergeltungsmaßnahmen beschränkten sich in Oberschlesien jedoch nicht auf 
Einzelverhaftungen, so ungerechtfertigt auch diese oft schon waren.  
In manchen Teilen des Landes wurde die deutsche Bevölkerung ganzer Dörfer geschlossen in 
Lager eingewiesen, gleich ob es sich um Männer, Frauen oder Kinder handelte. Es scheint, 
daß es sich bei diesen Maßnahmen um Willkürhandlungen polnischer Milizkommandanten 
gehandelt hat. Die schrecklichen Vorkommnisse in den Lagern und die Tatsache, daß man 
gegenüber russischen Kontrollen vortäuschte, es handle sich bei den Inhaftierten sämtlich um 
ehemalige Nationalsozialisten, bestätigen dies. Lager dieser Art, in denen jeweils 3.000-5.000 
Deutsche untergebracht wurden, bestanden u.a. in Lamsdorf, Kreis Falkenberg, und in der 
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Stadt Grottkau. 
Bis zur Ausweisung der Internierten und Auflösung der Lager im Sommer 1946 war eine 
überaus große Anzahl der Häftlinge an den Mißhandlungen sowie den zahlreichen Seuchen 
und Krankheiten, die durch die schlechte Ernährung und die unhygienischen Zustände verur-
sacht wurden, gestorben. Es muß damit gerechnet werden, daß die sehr hohe Sterblichkeit in 
den Lagern, die vor allem vom Sommer 1945 bis zum Winter 1946 herrschte, Verluste bis zu 
50 Prozent verursacht hat, besonders unter Kindern und alten Leuten. 
Die schweren Mißhandlungen und die Zugrunderichtung von zahlreichen Deutschen in La-
gern und Gefängnissen unter dem Vorwand von Sühne- und Strafmaßnahmen waren ein gro-
bes Unrecht, auch wenn dieser oder jener der Inhaftierten wirklich verantwortlich für Verge-
hen an Polen oder polnischen Juden gewesen ist. Die Masse der Betroffenen war zweifellos 
unschuldig. Wie einst für die nationalsozialistischen Machthaber, so war die Kollektivbe-
schuldigung auch für große Teile der polnischen Behörden und der polnischen Miliz die letzte 
Weisheit eines engstirnigen Chauvinismus. 
Infolge des durch die nationalsozialistische Herrschaft genährten Deutschenhasses, der durch 
das leidenschaftliche polnische Temperament noch gesteigert wurde, verfielen die Polen mehr 
als die westlichen Siegernationen, ja selbst mehr als die Russen der Versuchung anheim, ver-
gangenes Unrecht durch gleiches Unrecht zu vergelten. In augenfälliger Weise wurde dies an 
manchen öffentlichen Lynchaktionen deutlich, die vor allem in Polen, aber hier und da auch in 
den deutschen Ostgebieten vorkamen.  
Zu einer offenen Demonstration, die in tragischer Weise die Verkettung von altem und neuem 
Unrecht deutlich machte, kam es überall dort, wo Massengräber von polnischen Arbeitern, 
polnischen Kriegsgefangenen oder polnischen Juden gefunden wurden, die aus der Zeit der 
nationalsozialistischen Herrschaft stammten.  
In solchen Fällen war es eine beliebte Maßnahme, die Deutschen aus der umliegenden Gegend 
an den aufgefundenen Massengräbern zusammenzutreiben und sie unter den anfeuernden Ru-
fen eines schaulustigen Publikums unter Schlägen und Mißhandlungen zu zwingen, die Grä-
ber auszuheben und die Leichen zu bergen. 
Nirgends enthüllte sich die Absurdität kollektiver Vergeltungsmaßnahmen deutlicher, nir-
gends aber war auch die ganze Tragik der Aufeinanderfolge von gegenseitigen Verfolgungen 
und Diskriminierungen so evident wie bei solchen Vorkommnissen. Gerade im Zusammen-
hang mit den Verhaftungs- und Vergeltungsaktionen zeigte es sich jedoch auch, daß überall 
dort, wo zwischen Polen und Deutschen auf Grund einer persönlichen Verbundenheit, die sich 
entweder durch langjährige Bekanntschaft während des Krieges entwickelt hatte oder durch 
das Eintreten von Deutschen für die unter der nationalsozialistischen Herrschaft oft zynisch 
und rücksichtslos behandelten Polen zustande gekommen war, die Thesen einer kollektiven 
Schuld ihre Geltung verloren.  
In solchen Fällen haben einzelne Polen sich oft für die bedrohten Deutschen freundschaftlich 
helfend verwendet und manchen vor schwerem Schicksal bewahrt. ...<< 
 


